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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Saarland
Sozialgericht Landessozialgericht für das Saarland
Sachgebiet Pflegeversicherung
Abteilung 2
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze Maßnahmen der Behandlungspflege, die

von ungeschulten Angehörigen
durchgeführt werden können sind bei der
Bemessung des Hilfebedarfs zu
berücksichtigen, wenn sie die
Durchführung der in § 14 SGB XI
aufgezählten Katalogverrichtungen erst
ermöglichen. (vgl. 4 in Anlehnung an die
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts
zu den Vorschriften der §§ 53 bis 57 SGB
V a.F.)

Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen -
Datum 14.02.1997

2. Instanz

Aktenzeichen L 2 P 22/97
Datum 22.07.1997

3. Instanz

Datum -

1. Die Berufung der Beklagten gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts fÃ¼r
das Saarland vom 14. Februar 1997 wird zurÃ¼ckgewiesen.
2. Auf die AnschluÃ�berufung des KlÃ¤gers wird die Beklagte verurteilt, Leistungen
wegen SchwerstpflegebedÃ¼rftigkeit (Pflegestufe III) zu gewÃ¤hren.
3. Die Beklagte hat dem KlÃ¤ger auch die im Berufungsverfahren entstandenen
Kosten zu erstatten.
4. Die Revision wird zugelassen.

Tatbestand:
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Die Parteien streiten darÃ¼ber, ob der KlÃ¤ger von der Beklagten Pflegegeld nach
der Pflegestufe III im Sinne der Vorschriften des Sozialgesetzbuchs, Soziale
Pflegeversicherung (SGB XI) verlangen kann.

Der Vater des KlÃ¤gers ist Mitglied der Versicherung der. Der am xxxx geborene
KlÃ¤ger ist dort familienversichert. Er ist pflegeversichert bei der Beklagten.

Mit einem am 3. August 1995 vom Vater des KlÃ¤gers unterzeichneten Formular
wurde Pflegegeld fÃ¼r die Zeit ab 1. April 1995 nach den Bestimmungen des SGB
XI geltend gemacht. Dem Begehren liegt zugrunde, daÃ� der KlÃ¤ger wegen eines
Geburtsfehlers an einer LuftrÃ¶hrenverengung leidet. Nachdem der KlÃ¤ger als
frÃ¼hgeborener Zwilling in der 32. Schwangerschaftswoche zur Welt kam, muÃ�te
zunÃ¤chst eine Langzeitbeatmung in der Neonatalperiode durchgefÃ¼hrt werden.
Im Februar/MÃ¤rz 1995 muÃ�te nach einem Bericht der Klinik S. vom 1. August
1995 erneut eine aggressive Beatmungstherapie aufgrund einer schweren
obliterierenden Bronchiolytis durchgefÃ¼hrt werden, wobei sich als Folge dieser
Erkrankung eine zunehmende Larynxstenose mit einer nicht mehr zu
beherrschenden Atemproblematik entwickelt hatte, die zuletzt die notfallmÃ¤Ã�ige
Tracheotomie notwendig machte. Seither atmet der KlÃ¤ger durch ein
LuftrÃ¶hrchen, das nicht fest eingepflanzt, sondern nur durch den
LuftrÃ¶hrenschnitt eingefÃ¼hrt und lediglich durch ein Halsband fixiert ist. Der sich
im LuftrÃ¶hrchen ansammelnde Schleim ist mehrmals tÃ¤glich abzusaugen, um ein
Verstopfen der KanÃ¼le zu verhindern. Der KlÃ¤ger kann die Notwendigkeit der
KanÃ¼le, die aus seinem Hals heraushÃ¤ngt, nicht begreifen. Er muÃ� Ã¼berwacht
werden, damit er sich die TrachealkanÃ¼le nicht aus dem Hals zieht. Er muÃ�
ebenfalls deshalb Ã¼berwacht werden, weil auch sein Zwillingsbruder an dieser
KanÃ¼le zieht, ebenso ein zwei Jahre Ã¤lterer Bruder. Der KlÃ¤ger braucht eine
regelmÃ¤Ã�ige intensive Krankengymnastik, um durch die Bewegung besser
abhusten zu kÃ¶nnen und um seine statomotorische Retardierung im Sinne einer
normalen Entwicklung zu fÃ¶rdern. In einem von Dr. W. fÃ¼r den Medizinischen
Dienst der Krankenversicherung im S. (MDK) am 8. November 1995 erstellten
Gutachten wird ausgefÃ¼hrt, daÃ� der KlÃ¤ger rund um die Uhr pflegerisch
versorgt werden muÃ�. BezÃ¼glich der Verrichtungen auf dem Gebiet der
KÃ¶rperpflege und der ErnÃ¤hrung wurde ein Hilfebedarf verneint. Dagegen wurde
auf dem Gebiet der MobilitÃ¤t beim An- und Auskleiden ein Hilfebedarf von 2 x
tÃ¤glich zusÃ¤tzlich zur Vojta-Gymnastik (20 Minuten) bejaht sowie beim Verlassen
und Wiederaufsuchen der Wohnung 1 x wÃ¶chentlich zur ambulanten Behandlung
im Krankenhaus (auf den Tag bezogen: 10 Minuten). PflegebedÃ¼rftigkeit wurde im
Ergebnis verneint. Gleichwohl wurde in der zusammenfassenden Beurteilung
hervorgehoben, daÃ� 10 bis 12 x tÃ¤glich das Absaugen einer TrachealkanÃ¼le
erforderlich sei, zeitweise auch nachts; zusÃ¤tzlich mÃ¼sse 1 x tÃ¤glich fÃ¼r ca.
10 Minuten eine Inhalation verabreicht werden; die TrachealkanÃ¼le werde 2 x
wÃ¶chentlich, die Metaline 1 x tÃ¤glich gesÃ¤ubert; dieses Wechseln mÃ¼sse von
zwei Pflegepersonen vorgenommen werden, weil der KlÃ¤ger sehr unruhig dabei
sei; ein erhÃ¶hter Pflegeaufwand sei auch durch das SÃ¤ubern der GerÃ¤te
(AbsauggerÃ¤t, Inhalierer) notwendig; den KlÃ¤ger dÃ¼rfe man praktisch Tag und
Nacht nicht aus den Augen lassen, da es sonst wiederholt zu lebensbedrohlichen
Situationen kommen kÃ¶nne; nachts werde der KlÃ¤ger an einen Heimmonitor zur
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Ã�berwachung angeschlossen; der KlÃ¤ger brauche regelmÃ¤Ã�ige intensive
Krankengymnastik (2 x tÃ¤glich nach Vojta), um durch die Bewegung besser
abhusten zu kÃ¶nnen und seine statomotorische Retardierung im Sinne einer
normalen Entwicklung zu fÃ¶rdern; der durch die Ã�berwachung und Pflege des
LuftrÃ¶hrchens anfallende Pflegebedarf sei der Behandlungspflege zuzuordnen,
wÃ¤hrend der zusÃ¤tzliche tÃ¤gliche Hilfebedarf auf dem Gebiet der Grundpflege
im Vergleich zu einem gesunden Kind 30 Minuten betrage. Die Beklagte lehnte
daraufhin das Begehren des KlÃ¤gers mit Bescheid vom 13. November 1995 ab.

Im anschlieÃ�enden Widerspruchsverfahren verwertete die Beklagte eine von dem
Arzt S. erstellte gutachtliche Stellungnahme des MDK vom 17. Januar 1996, in der
pauschal das Erstgutachten gestÃ¼tzt wird. ZusÃ¤tzlich wird dort betont, daÃ� die
im Widerspruchsverfahren vorgebrachten EinwÃ¤nde des KlÃ¤ger Ã¼berwiegend
behandlungspflegerische und therapieunterstÃ¼tzende MaÃ�nahmen sowie eine
allgemeine Beaufsichtigung und Ã�berwachung betrÃ¤fen, welche nach den
Vorschriften des SGB XI nicht anrechenbar seien; auch unter BerÃ¼cksichtigung
eines vom KlÃ¤ger vorgebrachten hÃ¤ufigeren Erbrechens, das zu einem
zusÃ¤tzlichen Waschen oder Baden fÃ¼hre und einer etwas feineren Zubereitung
der Nahrung, kÃ¶nne allenfalls ein zusÃ¤tzlicher Hilfebedarf der Grundpflege von 15
Minuten berÃ¼cksichtigt werden, so daÃ� insgesamt jedenfalls kein Zeitaufwand
erreicht werde, der eine Einstufung nach dem SGB XI erlauben wÃ¼rde. GestÃ¼tzt
hierauf hat die Beklagte den Widerspruch durch Widerspruchsbescheid vom 9. April
1996 zurÃ¼ckgewiesen.

Im anschlieÃ�enden Klageverfahren hat der KlÃ¤ger im wesentlichen auf sein
Vorbringen im Verwaltungsverfahren verwiesen und im Ã¼brigen Bezug genommen
auf das Urteil des Bundessozialgerichts vom 17. April 1996 in der Sache 3 RK 28/95,
das sich mit dem Anspruch eines an Mukoviscidose erkranken Versicherten nach
den frÃ¼her geltenden Vorschriften Ã¼ber Leistungen bei
SchwerpflegebedÃ¼rftigkeit nach dem Sozialgesetzbuch, Gesetzliche
Krankenversicherung (SGB V a.F.) befaÃ�te. Der KlÃ¤ger meint, daÃ� die das Urteil
tragende Grundentscheidung auch auf die Vorschriften des SGB XI Ã¼bertragbar
sei; die Grundpflege, die durch die Vorschriften des SGB XI gesichert sei, umfasse
auch solche im zeitlichen Zusammenhang mit den (im Sinne der Â§Â§ 53 bis 57 SGB
V a.F.) KatalogtÃ¤tigkeiten erforderlichen Hilfeleistungen, die die Verrichtungen
ermÃ¶glichen und die nicht die Fachkunde eines Gesundheitsberufs erfordern, also
regelmÃ¤Ã�ig von Familienmitgliedern erbracht werden.

Das Sozialgericht fÃ¼r das Saarland (SG) hat der Klage ohne Beweiserhebung durch
Gerichtsbescheid vom 14. Februar 1997 stattgegeben, wobei es in der Hauptsache
tenoriert hat:

"Unter Aufhebung des Bescheides vom 13.11.1995 in der Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 09.04.1996 wird die Beklagte verpflichtet, dem
KlÃ¤ger ab dem 07.08.1995 ein Pflegegeld mindestens nach der Pflegestufe I zu
zahlen."

Zur BegrÃ¼ndung hat es ausgefÃ¼hrt, daÃ� der KlÃ¤ger mindestens der
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Pflegestufe I zuzuordnen sei; danach werde gemÃ¤Ã� Â§ 15 Abs. 1 Nr. 1 SGB XI in
Verbindung mit Abs. 3 Nr. 1 SGB XI ein Hilfebedarf von tÃ¤glich mindestens 90
Minuten verlangt, wovon mehr als 45 Minuten auf die Grundpflege entfallen
mÃ¼ssten; bei Kindern sei fÃ¼r die Zuordnung allein der zusÃ¤tzliche Hilfebedarf
gegenÃ¼ber einem gesunden gleichaltrigen Kind maÃ�gebend; die in Â§ 14 Abs. 4
SGB XI aufgefÃ¼hrten Verrichtungen im Bereich der Grundpflege eigneten sich zur
Beurteilung der PflegebedÃ¼rftigkeit von Kindern allerdings nur sehr
eingeschrÃ¤nkt; vor allem bei SÃ¤uglingen und Kleinkindern werde der Ablauf des
tÃ¤glichen Lebens von wenigen Verrichtungen aus den Bereichen ErnÃ¤hrung und
KÃ¶rperpflege geprÃ¤gt; ein zusÃ¤tzlicher Zeitaufwand kÃ¶nne aber auch dadurch
entstehen, daÃ� die Aufrechterhaltung der Vitalfunktionen stÃ¤ndig Ã¼berwacht
werden mÃ¼sse (Udsching, Kommentar zum SGB XI, Â§ 15 Rz. 9); denn eine
krankheitsbedingte UnfÃ¤higkeit zur eigenstÃ¤ndigen DurchfÃ¼hrung von
Verrichtungen sei auch dann gegeben, wenn die Grunderkrankung StÃ¶rungen von
Vitalfunktionen, wie hier des Atmens, verursache und die Hilfeleistung primÃ¤r der
Aufrechterhaltung der Vitalfunktionen diene; zwar sei das Atmen selbst nicht im
Katalog der Verrichtungen enthalten; entscheidungserheblich sei hier jedoch, daÃ�
der KlÃ¤ger bestimmte Katalogverrichtungen nur durchfÃ¼hren kÃ¶nne, wenn er
Hilfeleistungen erhalte; so erfordere die Pflege des lebensnotwendigen
Tracheostomas bereits nach den Feststellungen im Verwaltungsgutachten vom 5.
September 1995 viel Zeit und Sorgfalt und es sei in dem Verwaltungsgutachten zu
Recht ausgefÃ¼hrt, daÃ� man den KlÃ¤ger praktisch Tag und Nacht nicht aus den
Augen lassen dÃ¼rfe, weil es sonst zu lebensbedrohlichen Situationen kommen
kÃ¶nne; bei diesem Befund mÃ¼sse aber von einer Rund-um-die-Uhr-Betreuung
ausgegangen werden, was eine exakte zeitliche Ermittlung des Hilfebedarfs
entbehrlich mache. Hierbei hat sich das SG ausdrÃ¼cklich auch auf das vom
KlÃ¤ger zitierte BSG-Urteil vom 17. April 1996 gestÃ¼tzt, das â�� entgegen der
Auffassung der Beklagten â�� sehr wohl auch auf die Vorschriften des SGB XI
anzuwenden sei; das BSG habe bei seiner Entscheidung wiederholt auf die
Neuregelung des SGB XI verwiesen und bei der Auslegung der Â§Â§ 53 ff. SGB V a.F.
die Zielsetzung des Pflegeversicherungsgesetzes herausgestellt.

Gegen diesen ihr am 24. Februar 1997 zugestellten Gerichtsbescheid hat die
Beklagte mit einem am 6. MÃ¤rz 1997 bei Gericht eingegangenen Schriftsatz
Berufung eingelegt.

Zur BegrÃ¼ndung vertritt sie die bereits im Klageverfahren geÃ¤uÃ�erte
Auffassung, daÃ� die Rechtsprechung des BSG zu den Â§Â§ 53 ff. SGB V a.F. nicht
Ã¼bertragbar sei auf die Vorschriften des SGB XI; der Gesetzgeber habe
MaÃ�nahmen der Behandlungspflege bewuÃ�t nicht in Â§ 14 SGB XI aufgenommen;
dementsprechend seien sie auch in den PflegebedÃ¼rftigkeits-Richtlinien und der
(damals geltenden) "Begutachtungsanleitung Pflegeversicherung gemÃ¤Ã� SGB XI"
des Medizinischen Dienstes der SpitzenverbÃ¤nde der Krankenkassen nicht
berÃ¼cksichtigt worden, wobei diese als Richtlinien nach Â§ 282 Satz 3 SGB V vom
Beschlussgremium nach Â§ 213 SGB V auf Empfehlung des Vorstandes des
Medizinischen Dienstes beschlossen worden sei; es entspreche auch der Auffassung
des BMA, daÃ� Verrichtungen im Bereich der Behandlungspflege von Â§ 14 SGB XI
nicht erfaÃ�t werden, da andernfalls eine vom Gesetzgeber ausdrÃ¼cklich nicht
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gewollte Ã�ffnung des Pflegebegriffs im Rahmen der Pflegeversicherung
herbeigefÃ¼hrt wÃ¼rde.

Sie beantragt,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts fÃ¼r das Saarland vom 14. Februar 1997
aufzuheben und die Klage abzuweisen sowie die AnschluÃ�berufung
zurÃ¼ckzuweisen.

Der KlÃ¤ger beantragt,

1.) die Berufung zurÃ¼ckzuweisen und

2.) im Wege der AnschluÃ�berufung, die Beklagte zu verurteilen,

ihm, dem KlÃ¤ger, Leistungen wegen SchwerstpflegebedÃ¼rftigkeit (Pflegestufe III)
zu gewÃ¤hren.

Er verteidigt das angefochtene Urteil, soweit es seinem Begehren stattgibt, und
meint, daÃ� die Hilfe, die ihm seine Eltern angedeihen lassen mÃ¼ssen, damit er
atmen kann, wie das Abklopfen bei Mukoviscidose-Kindern als
pflegeunterstÃ¼tzende MaÃ�nahme im Rahmen einer aktivierenden Pflege den
Hilfebedarf mitbestimme; diese pflegeunterstÃ¼tzenden MaÃ�nahmen
kompensierten die Defizite, die er im Bereich der Grundfunktionen habe und die
ohne UnterstÃ¼tzung der pflegenden Eltern zum Exitus fÃ¼hren wÃ¼rden; ohne
diese MaÃ�nahmen seien ihm die Verrichtungen des tÃ¤glichen Lebens nicht
mÃ¶glich. SchlieÃ�lich meint er, daÃ� er â�� Ã¼ber die Entscheidung des SG
hinaus â�� Leistungen wegen SchwerstpflegebedÃ¼rftigkeit verlangen kÃ¶nne.

Hinsichtlich des weiteren Parteivorbringens und des sonstigen Verfahrensganges
wird auf den Inhalt der Gerichtsakte verwiesen.

Es wird Bezug genommen auf den Inhalt der Verwaltungsakte der Beklagten; die
Beiakte war Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

BezÃ¼glich der ZulÃ¤ssigkeit der Berufung und der AnschluÃ�berufung haben sich
keine Bedenken ergeben, wobei im bezug auf die AnschluÃ�berufung zu beachten
ist, daÃ� der KlÃ¤ger durch das angefochtene Urteil beschwert ist, da er im
Klageverfahren einen (alle Pflegestufen) umfassenden Leistungsantrag gestellt hat,
den das SG â�� Ã¼ber die Pflegestufe I hinausgehend â�� weder zugesprochen
noch abgewiesen hat. Die Berufung ist jedoch unbegrÃ¼ndet, die
AnschluÃ�berufung hingegen begrÃ¼ndet mit der Folge, daÃ� Leistungen nach der
Pflegestufe III zu gewÃ¤hren sind.

Dem KlÃ¤ger stehen Leistungen wegen SchwerstpflegebedÃ¼rftigkeit zu, da er
gemÃ¤Ã� Â§ 15 Abs. 1 Nr. 3 Abs. 3, Nr. 3 SGB XI der Pflegestufe III zuzuordnen ist.
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Nach diesen Bestimmungen sind PflegebedÃ¼rftige der Pflegestufe III
(SchwerstpflegebedÃ¼rftige) Personen, die bei der KÃ¶rperpflege, der ErnÃ¤hrung
und der MobilitÃ¤t tÃ¤glich Rund-um-die-Uhr, auch nachts, der Hilfe bedÃ¼rfen und
zusÃ¤tzlich mehrfach in der Woche Hilfen bei der hauswirtschaftlichen Versorgung
benÃ¶tigen. Dabei muÃ� der Zeitaufwand, den ein FamilienangehÃ¶riger oder eine
andere nicht als Pflegekraft ausgebildete Pflegeperson fÃ¼r die erforderlichen
Leistungen der Grundpflege und hauswirtschaftlichen Versorgung benÃ¶tigt,
wÃ¶chentlich im Tagesdurchschnitt mindestens 5 Stunden betragen; hierbei
mÃ¼ssen auf die Grundpflege mindestens 4 Stunden entfallen.

DaÃ� beim KlÃ¤ger â�� verglichen mit gesunden Kleinkindern seines Alters â��
vermehrte Hilfe bei der hauswirtschaftlichen Versorgung anfÃ¤llt, ergibt sich aus
den Angaben seines Vaters im Widerspruchsverfahren (Schreiben vom 8. Dezember
1995), die angesichts des Krankheitsbildes des KlÃ¤gers ohneweiteres plausibel
sind und denen die Beklagte auch nicht entgegengetreten ist. Danach treten
bedingt durch die TrachealkanÃ¼le vermehrt Infektionskrankheiten auf, und es ist
insbesondere ein stÃ¤ndiger Hustenreiz (entweder durch die KanÃ¼le selbst oder
durch die Infektionen) vorhanden. Das fÃ¼hrt zu einem regelmÃ¤Ã�igen Erbrechen
ein- bis zweimal pro Tag. Hierdurch wird nach Auffassung des Senats ein
zusÃ¤tzlicher Hilfebedarf im Bereich der hauswirtschaftlichen Versorgung
hervorgerufen, da die Bekleidung â�� eventuell auch das Bett â�� des KlÃ¤gers
Ã¶fters zu reinigen ist.

Im Ã¼brigen ergibt sich ein Hilfebedarf im Bereich der Grundpflege, der rund um
die Uhr reicht, so daÃ� die oben genannten Zeitvorgaben ohne weiteres erfÃ¼llt
werden.

Zutreffend ist das SG davon ausgegangen, daÃ� der KlÃ¤ger einer Betreuung rund
um die Uhr bedarf. Diese BetreuungsmaÃ�nahmen, die zum Teil aus
pflegeunterstÃ¼tzenden MaÃ�nahmen bestehen, zum Teil aus einer
Beaufsichtigung, um den KlÃ¤ger vor EigengefÃ¤hrdung und vor GefÃ¤hrdungen
durch Dritte zu schÃ¼tzen, sind bei dem in Â§ 15 SGB XI normierten Hilfebedarf zu
berÃ¼cksichtigen. Da sie rund um die Uhr erbracht werden mÃ¼ssen, kann ohne
weitere Differenzierung eine Zuordnung zur Pflegestufe III erfolgen.

Der Senat schlieÃ�t sich uneingeschrÃ¤nkt den AusfÃ¼hrungen des SG an, wonach
â�� ausgehend von der Rechtsprechung des BSG zu den Vorschriften der Â§Â§ 53
bis 57 SGB V a â�¦F. â�� MaÃ�nahmen der Behandlungspflege, die von
ungeschulten AngehÃ¶rigen durchgefÃ¼hrt werden kÃ¶nnen und die die
DurchfÃ¼hrung der in Â§ 14 SGB XI aufgezÃ¤hlten Katalogverrichtungen erst
ermÃ¶glichen, bei Bemessung des Hilfebedarfs zu berÃ¼cksichtigen sind.
Angesichts der Materialien zum SGB XI, auf die weiter unten eingegangen wird,
hÃ¤lt der Senat auch die von der Beklagten zitierte Auffassung des BMA nicht fÃ¼r
maÃ�gebend, wonach aus der ErwÃ¤gung, daÃ� die Leistungen der
Pflegeversicherung nicht ausufern sollen und die Pflegeversicherung finanzierbar
bleiben soll, behandlungspflegerische MaÃ�nahmen bei der Bemessung des
Hilfebedarfs auÃ�er acht bleiben sollen. Abgesehen davon, daÃ� diese Auffassung
schon vor dem Hintergrund unvertretbar erscheint, daÃ� derzeit eine Ausweitung
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des Leistungsspektrums der Pflegeversicherung diskutiert wird angesichts der sehr
guten finanziellen Ausstattung der Pflegekassen, wÃ¼rde es nach Auffassung des
Senats auch zu sinnwidrigen, das Gebot der Gleichbehandlung miÃ�achtenden
Ergebnissen fÃ¼hren, wenn vergleichsweise geringfÃ¼gige Verrichtungen
(KÃ¤mmen, Rasieren, ZÃ¤hneputzen) unter dem Schutz der Pflegeversicherung
stehen wÃ¼rden, die ihnen zugrunde liegenden existentiellen Verrichtungen
(Atmen) aber nicht.

Desgleichen hat der Senat bereits durch â�� wegen ausdrÃ¼cklich durch den Senat
zugelassener Revision bisher nicht rechtskrÃ¤ftiges â�� Urteil vom 27. Mai 1997 (L
2 P 20/96) entschieden, daÃ� MaÃ�nahmen der Beaufsichtigung eines
PflegebedÃ¼rftigen den Zeitaufwand des Hilfebedarfs im Sinne des Â§ 14 SGB XI
mitbestimmen, sofern sie die notwendige Grundlage dafÃ¼r bieten, daÃ� die
Katalogverrichtungen Ã¼berhaupt sinnvoll und ungestÃ¶rt vorgenommen werden
kÃ¶nnen. Insbesondere gilt dies fÃ¼r den Zeitaufwand, der erforderlich ist, um
einen PflegebedÃ¼rftigen, der sich aggressiv und/oder auto-aggressiv verhÃ¤lt, zu
beaufsichtigen. Da der KlÃ¤ger unstreitig Tag und Nacht im Auge behalten werden
muÃ�, damit er sich die LuftrÃ¶hrenkanÃ¼le nicht selbst herauszieht oder damit
ihm die LuftrÃ¶hrenkanÃ¼le nicht von seinem Ã¤lteren oder seinem Zwillingsbruder
herausgezogen wird, ist alleine schon die Ã�berwachung des KlÃ¤gers als
Hilfebedarf anzurechnen.

Zwar gehÃ¶rt die Beaufsichtigung eines PflegebedÃ¼rftigen nicht zu den im Gesetz
aufgezÃ¤hlten Katalogverrichtungen. Sie ist aber â�� ebenso wie bestimmte
lebensnotwendige Verrichtungen auf dem Gebiet der Behandlungspflege â��
notwendige Grundlage dafÃ¼r, daÃ� die Katalogverrichtungen Ã¼berhaupt sinnvoll
und ungestÃ¶rt vorgenommen werden kÃ¶nnen. Dementsprechend wird in der
Literatur (Udsching, Rechtsfragen bei der Bemessung des Pflegebedarfs, VSSR
1996, S. 271 ff.) ausdrÃ¼cklich gefordert, daÃ� der Zeitaufwand als Pflegebedarf
anzurechnen ist, der erforderlich ist, um einen PflegebedÃ¼rftigen, der sich
aggressiv und/oder auto-aggressiv verhÃ¤lt, zu beaufsichtigen. Dort wird einerseits
hervorgehoben, daÃ� die Materialien zum SGB XI, bezogen auf Â§ 12 Abs. 3 des
Entwurfs einerseits und Â§ 13 des Entwurfs andererseits widersprÃ¼chlich sind, da
einerseits der Aufsichtsbedarf, der bei einer fortgeschrittenen Abbauerkrankung des
Gehirns besteht, als Beispiel fÃ¼r einen umfassenen Pflegebedarf rund um die Uhr
genannt, andererseits die EinschrÃ¤nkung gegeben wird, bei der Feststellung der
PflegebedÃ¼rftigkeit und der Zuordnung zu einer Pflegestufe komme es nur auf die
erforderliche Anleitung und Beaufsichtigung an, die fÃ¼r die Katalogverrichtungen
benÃ¶tigt werde. Zu Recht wird aber darauf abgehoben, daÃ� die durch das 1. SGB
XI-Ã�nderungsgesetz vom 14. Juni 1996 gegebene Neufassung des Â§ 43 Abs. 3
SGB XI deutlich macht, daÃ� ein umfassender Aufsichtsbedarf unabhÃ¤ngig von
einer Zuordnung zu einzelnen Verrichtungen zu berÃ¼cksichtigen ist; denn dort
wird beispielhaft die schwere Demenz fÃ¼r die Erforderlichkeit eines
auÃ�ergewÃ¶hnlich hohen und intensiven Pflegeaufwandes genannt, der die
Einstufung als HÃ¤rtefall begrÃ¼nden kann, zumal gerade bei schwerer Demenz
der hÃ¤ufig ununterbrochen bestehende Hilfebedarf nur zum Teil einzelnen
Verrichtungen zugeordnet werden kann. Dieser Auffassung schlieÃ�t sich der Senat
an.
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Bei einem somit festzustellenden Hilfebedarf "Rund-um-die-Uhr" war zu entscheiden
wie erkannt.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 Sozialgerichtsgesetz (SGG).

Die Revision war zuzulassen, da der Sache grundsÃ¤tzliche Bedeutung zukommt
angesichts der hÃ¶chstrichterlich ungeklÃ¤rten Fragen, ob Behandlungspflege,
soweit sie in Zusammenhang mit den Katalogverrichtungen steht und diese erst
ermÃ¶glicht, und die Beaufsichtigung eines auto-aggressiven PflegebedÃ¼rftigen
den Hilfebedarf nach Â§ 14 SGB XI mitbestimmen.

Erstellt am: 01.01.2004

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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